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Der Schweizer Verkehrsexperte Horst Schaffer sagt, die öffentliche Hand solle in die Infrastruktur für Bus und Bahn investieren. „Der laufende Betrieb muss annähernd kostendeckend geführt werden. Bilder: SN/KOLARIK, APA

,

H
orst Schaffer hat in
Zürich die Ver-
kehrsbetriebe aus-
gebaut und ist seit

dem Jahr 2000 selbstständiger
Berater für den öffentlichen
Verkehr. Die SN sprachen mit
dem Schweizer Fachmann
über die ständigen Budgetlü-
cken bei Bus und Bahn – und
wie sie zu stopfen wären:

SN: Die Finanzierung des öf-
fentlichen Verkehrs ist für jeden
Politiker ein Horror-Thema. Wa-
rum ist das so?

Schaffer: Die Finanzierung ist
ein komplexes Gebilde von
Subventionen, das keiner
mehr durchschaut. Niemand
weiß, wer wo was ausrichtet
mit seinem Geld. Zudem wer-
den die öffentlichen Mittel
knapper. Diese Giftmischung
ist gefährlich, weil der Ein-
druck entsteht, man könne
das alles politisch nicht mehr
steuern.

SN: Aber es müsste doch klar
sein, dass man Finanzströme
klären muss.

Schaffer: Ja, aber nur in der
Schweiz ist einigermaßen
klar, was die Kommunen zah-
len und was sie dafür an Bus
und Bahn bekommen.

SN: Durch die Privatisierung
der ÖBB und der Post scheint
Österreich der Kostenwahrheit
näher gekommen zu sein.

Schaffer: Sagen wir: Dem Kos-
tenbewusstsein. Denn ein
System, in dem es keine Kon-
kurrenz gibt, ist von Natur aus
ein wenig träge. Schwierig ist
es jetzt, mit den extrem knap-
pen Mitteln umzugehen. Da
ist die Privatisierung über-
haupt kein Allheilmittel.

SN: In Österreich zahlen der
Bund, die Länder, die Gemein-
den und Private. Das ist verwir-
rend. Auf welcher Ebene sollte
die Finanzierung des öffentli-
chen Verkehrs angesetzt sein?

Schaffer: Wer zahlt, ist nicht
entscheidend. Wesentlich ist
die Transparenz und die Ein-
sicht, dass der öffentliche Ver-
kehr nicht eine lästige Neben-
erscheinung ist, die die öffent-
liche Hand auch noch irgend-
wie finanzieren muss. Der
öffentliche Verkehr ist eine
Basis für wirtschaftliche Pro-
sperität und Lebensqualität.

Ich könnte mir vorstellen,
dass der Bund sich auf die gro-
ße Infrastruktur beschränkt,
etwa Investitionen in die
Bahn. Undurchschaubar wird
es immer dort, wo die öffentli-

che Hand einen laufenden
Betriebsabgang ersetzt. Die
öffentlichen Verkehrsträger
müssen so weit kommen,
dass sie ihren Betrieb selbst fi-
nanzieren können.

SN: Investitionen können sich
nicht rechnen, aber der Betrieb
muss sich rechnen?

Schaffer: Ja, das ist bei Strom
oder Wasser nicht anders.

SN: Da denke ich als Busbenüt-
zer an die nächste Preiserhö-
hung bei den Fahrscheinen.

Schaffer: Ich meine, dass sich
der öffentliche Verkehr im
Vergleich mit dem Auto zu bil-
lig verkauft. Klar ist, dass ich
Sozialtarife stützen muss, für
Schüler oder Pensionisten.
Aber das darf nicht den Ver-
kehrsunternehmen angela-
stet werden, sondern das ist ei-
ne öffentliche Aufgabe.

SN: Trotzdem: Wenn Sie sagen,
der öffentliche Verkehr verkau-
fe sich zu billig, dann ist das die
gefährliche Drohung an die Be-
nützer, es muss teurer werden.

Schaffer: Was in Salzburg eine
Jahreskarte für den Stadtbus
kostet, ist doch lächerlich im
Vergleich mit dem Auto. Ich
habe mir jetzt, das gebe ich
ehrlich zu, ein Auto gekauft
und mir ausgerechnet, was
das kostet. Für das Geld pro
Jahr könnte ich für mich und
meine Frau eine Jahreskarte
kaufen, mit der ich in der gan-
zen Schweiz fahren kann.

Die „Öffis“ verkaufen sich zu billig
Der öffentliche Verkehr
müsse sich dem harten
Qualitätswettbewerb
mit dem Auto stellen –
und könnte dann auch
ein wenig teurer sein.

SN: Was müsste der öffentliche
Verkehr bieten, damit der Kun-
de höhere Preise schluckt?

Schaffer: Ein Halb-Stunden-
Takt der Straßenbahn am
Samstag ist kein Angebot. Da
zahle ich auch nichts dafür.
Aber wenn die Frequenz
stimmt und die Anschlüsse
passen, sieht auch jeder ein,
dass das etwas kostet.

15 Prozent teurer ist
nicht illusorisch

Aber man soll nicht schwarz-
weiß malen. Mit einer Tarifer-
höhung um 15 Prozent könn-
ten wir einen Deckungsgrad
von 85 bis 90 Prozent errei-
chen. Das ist nicht so wahn-
sinnig utopisch. Das Problem
ist nicht der Preis, sondern
das Gefühl der Wertigkeit.

SN: Viele haben das Gefühl,
dass sie für den Fahrpreis nicht
die Gegenleistung bekommen,
die sie erwarten dürfen.

Schaffer: Ich war kürzlich in St.
Gilgen, da gibt es einen Bus-
bahnhof. Der war vor Jahr-
zehnten ein Vorzeigebau.
Jetzt ist er eine Ruine, wo Sie
kaum einen Fahrplan finden.
Da zahle ich auch nicht gern,
wenn ich noch dazu im Regen
warten muss. Keine Firma
würde sich erlauben, ihre Pro-
dukte so zu präsentieren.

SN: Gibt es irgendwo in Europa
eine Finanzierung, von der Sie
sagen, sie funktioniert?

Schaffer: Im Kanton Zürich
haben sich 173 Gemeinden
durch Volksabstimmung zu-
sammengetan. Die Finanzie-
rung erfolgt nach Anzahl der
Fahrten pro Haltestelle, wobei
gewichtet wird zwischen S-
Bahn, Stadtbahn und Auto-
bus. Das sind 50 Prozent des
Kostenschlüssels. Der Rest ist
Steuerkraft.

Dadurch überlegt sich jede
Gemeinde genau, was sie ha-
ben will, und sie kann sich
exakt ausrechnen, was sie da-
für bezahlen muss. Zudem
wird das ganze als Netz mit
gleichen Standards aufgebaut.
Alle zwei Jahre wird über den
Gesamtrahmen befunden
und politisch langfristig ent-
schieden, wohin es geht.

SN: Was läuft in Österreich, in
Salzburg unrund?

Schaffer: Wenn man eine Al-
ternative zum ausufernden
Privatverkehr schaffen will,
sind umfangreiche Investitio-
nen in den öffentlichen Ver-
kehr unerlässlich. Der Grund-
ausbau dafür muss finanziert
werden. Das Problem ist,
auch in Stadt und Land Salz-
burg, dass niemand zentral
zuständig ist. Es ist immer
mehr oder weniger dem Zu-
fall überlassen, welcher Lan-
desrat, Stadtrat oder Bürger-

meister Schwerpunkte setzt.
SN: Derzeit sind die Salzburger
glücklich mit den drei S-Bahn-
Strecken, wo Züge fahren.Wäre
die unterirdische Stadtbahn
vom Norden nach Süden ein
ähnlicher Sprung vorwärts?

Schaffer: Das Angebot S-Bahn
stimmt offenbar. Es wird sehr
gut angenommen. Ich bin
überzeugt, dass auch eine
Stadtbahn eine Chance auf Er-
folg hätte, weil sie das Stadt-
zentrum großräumig an die
Umlandgemeinden anbinden
würde. Es muss aber das Netz
als Ganzes stimmen. Es hilft
nicht, wenn irgendwo elegan-
te Züge im Stundentakt durch
die Gegend rauschen und
dann die Anschlüsse fehlen.

Dazu kommt, dass das Auto
immer teurer wird. Die Autos
selbst werden vielleicht kurz-
zeitig billiger, aber nur so lan-
ge, bis einige Firmen bankrott
sind und neue Monopole ent-
stehen. In der Folge werden
sich immer weniger Men-
schen das Auto und den öf-
fentlichen Verkehr gleichzei-
tig leisten können.

Der Druck auf die Politik
wird steigen, ein gutes Ange-
bot zu schaffen. Es ist nicht
mehr damit getan, dass man
neue Niederflurbusse kauft,
sondern es geht um einen har-
ten Qualitätswettbewerb mit
dem Auto.
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